
Aktenzeichen:

9:.3332521.55.

Verkündet

am 20.9.l955

I m N a m e n d e e V o l k e 3

In Sachen

des Landes Berlin, vertreten durch das Landesversor—
gungsamt Berlin, Berlin—Wilmersdorf, Sächsischestr.28,

Beklagten und Rev'eionsklägers,

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagton,

Prozeßbevollmäehtinte:

hat der 9. Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 20. September 1955,

an der mitgewirkt haben

Bundesrichtcr Dr. T e u t s c h

als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr. R u c k e r t und

Bundesrichter Dr. P l e i n

als weitere Berufsriehter,

Bundeesozialrichter W i r s c h i n g und

Bundessozialrichter Dr. S t e n z e 1

als ehrenamtliche Bei5itznr‚

für Recht erkannt:

1. Unter Aufhebung des Urteils des Landesaozialge—

richte Berlin vom 17. Deäember 1954 und des
Urteils des Sozialgerichts Berlin vom 27. Juli

1954, soweit dieses der Klage stattgegeben hat,

wird die Klage abgewiesen.

2. Außergerichtliche Kosten des Verfahrens sind

nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen. " “
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T & t„pwe;g_t a_n &‚___.._‚ _—

Die Klägerin war nach ihren Angaben seit 11. Juni 1913 in

erster Ehe mit verheiratet, der im e‘sten Welt—

krieg als Soldat am 5. November 1914 in Frankreich gefallen

sei. Am 22. Oktober 1919 heiratete sie in zweiter Ehe den

Kriegsbeschädigten Dieser starb am 21. Dezember

1944 an Lymphogranulomatose. Am 25. deptember 1950 stellte

die Klägerin auf Grund des Gesetzes über die Versorgung von

Kriege— und Militärdiénstbeschädigten sowie ihren Hinterblie—
benen vom 24. Juni 1950 (VOBl. für GroßBerlin I S. 518) (KVG)

beim Versorgungsamt "Antrag auf Gewährung von Ver—

sorgung von Witwen“. Sie gab dabei die Personalien, die Ver—

wendung und den Tod ihres zweiten Ehemannes an. Im übrigen

erwähnte sie: "Ich habe meinen Mann als Kriegerwitwe gehei—
. .

‚L.

rateu".
.

Das Versorgungsamt hat den Antrag der Klägerin mit Bescheid vom
7. Dezember 1951 abgelehnt, da der Tod ihres zweiten Ehemannes

nicht50hädigungsfolge im Sinne des % 1 KVG und des % 1 des

Bunäeeversorgungsgesetzes (BVG) sei. Auf die Erklärung der

Klägerin, daß sie sich als KriegerWitwe zum zweitenmal verhei-

ratet habe, ist des Versorgungeamt nicht eingegangen. Das Lan—
desver90rgungeamt hat den Einspruch der Klägerin am
16. März1955 mit derselben Begründung zurückgewiesen.

Am 2. April 1953 erhob die Klägerin beim VersGer. Klage

-gegen das Land
.

mit dem Antrag, eine Entscheidung zu
treffen, die es ihr "als doppelte Kriegerwitwe" ermöglicht,

in einigermaßen erträglichen Verhältnissen ihr Leben zu Irieten.

In der Begründung hat sie angegeben: "Mein erster Mann ist im-

Krieg gefallen, durch meine Wiederverheiratung entfiel ich der

Hinterbliebenenversorgung und nun im zweiten Falle werden mir
diese Schwierigkeiten bereitet“. In der mündlichen Verhandlung

vor dem'SGer. Berlin hat sie beantragt, den Beklagten zu verur—

‚teilen, ihr Witwenrente, hilfsweise Witwenbeihilfe zu gewähren,

da ihr erster Ehemann gefallen sei. Sie führte aus, sie habe

nach seinem Tode bis zu ihrer Wiederverheiratung Witwenrente

bezogen und 1922 eine Heiratsabfindung von 1 500.— Mark er—

halten..

_—3—JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3 7
Zum Nachweis ihrer Angaben hat die Klägerin vorgelegt: die

beglaubigte Abschrift einer Sterbeurkunde über den Tod ihres

zweiten Ehemannes, einen weißen Ausweis "für Empfänger von

Versorgungsrenten", ausgestellt vom Versorgungsamt'

unter der Nr° 47644 ohne Angabe des Namens des Berechtigten,

ferner Bestätigungen von Bekannten ihres zweiten Ehemannes

über dessen Verwundung. Über ihre erste Ehe und den Tod ihres

ersten Ehemannes hat die Klägerin keine Urkunden beigebracht.

Das SGer. Berlin hat durch Urteil vom 27. Juli 1954 den Be—

klagten verurteilt, der Klägerin "eine Witwenbeihilfe in der

Höhe, in der sie der Witwe eines Beschädigten, der Pflegezulage

bezogen hat, zustehen würde" zu gewähren. Im übrigen hat es die

Klage zurückgewiesen, da die Erkrankung des zweiten Ehe—

mannes an Lymphogranulomatose nicht Schädigungsfolge sei. Das

SGer° Berlin hat die Verurteilung des Beklagten damit begründet,

daß die @@44, 48 BVG hinsichtlich der Dauer der zweiten Ehe

und des Zeitpunktes des Todes des zweiten Ehemannes keine Be—

schränkung enthielten. Die Witwe eines Beschädigten, der in—

folge einer Schädigung im versorgungsrechtlichen Sinne ge—

storben ist, sei der Witwe eines Beschädigten. der Pflege—

zulage bezogen hat, mindestens gleichzustellen. Nach dem Urteil

des SGer. steht der Klägerin die Witwenbeihilfe in derselben

Höhe zu wie der Witwe eines Pflegezulageempfängers. Das SCer.

hat von einer ziffermäßigen Feststellung abgesehen und nur in

den Entscheidungsgründen ausgeführt, daß der Anspruch erst vom

Inkrafttreten des BVG an (l° Oktober 1950) begründet sei.

Gegen dieses Urteil hat der Beklagte_Berufung eingelegt und

beantragt, die Klage abzuweisen. Neben sachlichen Einwänden

gegen den streitigen_Anspruch selbst brachte er vor, das So—

zialgericht habe durch die Verurteilung zur Gewährung einer

Beihilfe einen Verwaltungsakt der Verwaltungsbehörde vorweg—

genommen, da das Versorgungsamt hierüber noch nicht entschieden

habe. ' V '

Das Landessozialgericht (LSGer.) hat durch Urteil vom17.Bezem—
ber 1954 die Berufung des Beklagten als unbegründet zurückge—

wiesen. Es hat die tatsächlichen Feststellunga■es Sozialgericht;
übernommen. Für den Anspruch auf WitWenbeihilfe nach dem Tode

_'4
_
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des zweiten Ehemannes auf Grund des 5 44 Satz 4 BVG kommt es
nach Auffassung des L8Ger. nicht auf den Zeitpunkt des Todes

an. Der Gebrauch der Gegenwarts— oder Vergangenheitsform

("stirbt", "ist gestorben") sei im Bundesversorgungsgesetz

nicht systematisch durchgeführt. Aus der Fassung des-@ 44 BVG

könne man keine zeitliche Beschränkung entnehmen. Das Gericht

des ersten Rechtszuges habe seine Befugnisse nicht überschrit—

ten. Es habe eine den Verwaltuhgsbehörden zunächst zustehende

Entscheidung über die Witwenbeihilfe nach dem ersten Ehemann

treffen dürfen, weil die Klägerin schon in ihrem Antrag vom-

5. September 1950 zum Ausdruck gebracht hatte, daß sie als

Kriegerwitwe ihren zweiten Ehemann geheiratet habe. Da die

Verwaltungsbehörde auf dieses Vorbringen nicht eingegangen

ist, sei ihr Bescheid nur unvollständig begründet.

Gegen dieses dem Beklagten am 15. Januar 1955 zugestellte

Urteil, in welchem die Revision nach @ 162 Abs. 1 Nr. 1 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zugelassen wurde, hat der Beklagte

mit Schreiben vom 19. Januar 1955, eingegangen am 21. Januar

1955, Revision eingelegt mit dem Antrag, "unter Aufhebung des

angefochtenen Urteils der Berufung gegen die Entscheidung

des SGer. Berlin vom 24. April 1954 stattzugeben„" In der

mündlichen Verhandlung beantragte er, falls dem Antrag der Klä—

gerin stattgegeben werden sollte, hilfsweise, die Entscheidung

des Großen Senats herbeizuführen. Die am 180 Februar 1955 ein—

gegangene Revisionsbegründung rügt:

1. Es liege kein Antrag der Klägerin auf Witwenbeihilfe

nach dem ersten Ehemann vor. Das Urteil enthalte eine

Verpflichtung zur Leistung,'obwohl noch kein Verwaltungs—

akt erlassen und kein Vorverfahren durchgeführt worden

sei°

2, Das LSGer. habe die Angaben der Klägerin über ihre erste

Ehe und den Tod ihres ersten Ehemannes ohne Unterlagen
und ohne Nachforschungen als richtig unterstellt. Die

Behauptung der Klägerin, sie habe eine Heiratsabfindung

erhalten, könne nicht stimmen, da eine Heiratsabfindung

erst durch das Reichsversorgungsgesetz (RVG) mit Wirkung

ab 1. April 1920 eingeführt worden sei. Vorher
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habe es nach dem Militärhinterbliebenengesetz von 1907

(M96 07) nur eine Z wendung als Härteausgleich gegeben.

3. WitWenbeihilfe nach 5 44 Satz 4 BVG könne nur gewährt
werden, wenn die Witwe eine Heiratsabfindung nach Satz 1

erhalten habe. Eine solche Abfindung hätte nur denjenigen

Witwen, die sich nach dem 30. September 1950 wiederverhei—

ratet haben, gewährt werden können. Entsprechend der Gegen—

wartsform des Zeitwortes im Satz 4 des 5 44 ("stirbt")

müsse verlangt werden, daß der zweite Ehemann erst nach dem

Inkrafttreten des BVG (1. Oktober 1950) gestorben ist.
Außerdem müsse der erste Ehemann Rente eines Erwerbsuné

fähigen oder Pflegezulege bezogen haben. ‘ ',

Die Klägerin hat beantragt, die Revision zurückzuweisen. Sie

führt aus, sie habe spätestens im Verfahren vor dem Sozialgericht

ihren Versorgungsantreg auch auf den Tod ihres ersten Ehemannes_'

gestützt, Begründete Einwendungen gegen ihre Glaubwürdigkeit

könnten nicht erhoben werden°

Die Revision ist statthaft (@ 162 Abs. 1 Nr. l SSG). Sie in

form— und fristgerecht eingelegt und begründet worden (% 164

SGG), sie mußte auch Erfolg haben. ‘

Nach @54 Abs. 1 Satz 2 SGGist eine Klage zulässig, wenn der
Kläger behauptet, durch den Verwaltungsakt oder durch die Ab-

lehnung oder Unterlassung eines Verwaltungsakts beschwert zu

sein. Hieraus ist zu folgern, daß mit der Klage — sofern sie

sich nicht gegen die ßblehnung oder Unterlassung eines Verwal—

tungsaktes richtet — ein Anspruch grundsätzlich nur verfolgt

werden kann, wenn er auch schon Gegenstand des vorher erlassenen

Verwaltungsektes war. Im vorliegenden Falle liegt ein solcher

Verwaltungsakt vor, nämlich der escheid vom 7. Dezember 1951,
‘der

nur in der Begründung unvollständig ist. Dieser Bescheid

lehnt die Gewährung einer Hinterbliebenenversorgung übérhaupt

ab. In der Begründung hat das Versorgungsamt nur die Ursache
des Todes des zweiten Ehemannes berücksichtigt. Es hat dagegen

die Ausführungen der Klägerin, daß sie ihren zuletzt verstor—

_5_
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benen Ehemann als Kriegerwitwe geheiratet habe, übergangen.

Jenes Vorbringen hätte dem Vereorgungsamt Anlaß geben können

und müssen, den Anspruch auf Hinterbliebenenvereorgung auch

unter dem Gesichtspunkt zu prüfen, ob die von der Klägerin be—

hauptete Tatsache, nämlich der Tod des ersten Ehemannes infolge
Dienstbéschädigung, geeignet ist, den geltend gemachten An—

spruch zu rechtfertigen. Das Gericht des ersten Rechtezuges

war daher nicht verpflichtet, abzuwarten, ob und wenn die Ver—

weltungsbehörde zu dem Vorbringen der Klägerin hinsichtlich

des Todes ihres ersten Ehemannes in einem neuen förmlichen Be—

'scheid Stellung nahm. Der Verwaltungsbehörde ist auf jeden Fall

in beiden Rechtszügen das rechtliche Gehör in vollem Umfenge

gewährt werden. Der Angriff der Revision, der darauf zielt,

das Urteil des L8Ger. deshalb aufzuheben‚ weil ein Bescheid

über den vom Ableben des ersten Ehemanns hergeleiteten Versor—

gungeanspruch nicht erteilt werden sei, ergibt hiernach nicht,

daß das Verfahren des LSGer. an einem wesentlichen Mangel lei—

det. '

» Bei der materiell—rechtlichen Beurteilung des Anepruches auf

hitwenbeihilfe, der nach geltendem Recht in $ 44 BVG geregelt
ist, mußte zunächst die geschichtliche Entwicklung in Betracht

gezogen werden.

Nach dem Militärhinterbliebenengesetz vom 17. hei 1907 (RGBl.

S. 214) gab es eine Witwenbeihilfe als Versorgung nach dem

Tode des zweiten Ehemannes nicht (vgl. @ 30). Ebensowenig
kannte das am 1. April 1920 in Kraft getretene Gesetz über die

Versorgung der Militärpersonen und" ihrer Hinterbliebenen bei

Bienetbeschädigung (Reichsversorgungsgeeetz) vom 12. Mai 1920

(RGBl. I S. 989) eine Versorgung nach dem Tode des zweiten

Ehemannee (vgl. 55 39, 101).

Erst durch das gemäß Art. XI am 1. Januar 1923 in Kraft ge—
tretene Gesetz zur Abänderung des Reichsversorgungegeeetzcs

und anderer Versorgungsgesetze vom 22. Juni l923 (BGBl. I
S. 513) ist eine Witwenbeihilfe als Versorgung einer zum

zweiten Male Witwe gewordenen ?rau, und zwar als Kannleistung

eingeführt werden. Art. I Nr. 21 Buchstabe d dieses Gesetzes
hat die Einfügung folgenden Satzes in @ 39 Abs. 1 angeordnet:
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"Stirbt innerhalb von zehn Jahren nach der Wiederverheiratung

der Ehemann, so gelten die Vorschriften über die Witwenbeihilfe

(@ 40) entsprechend". Im @ 40 war die Gewährung einer Witwen—

beihilfe als Kannleistung für die bedürftige Witwe eines

Rentenempfängers vorgesehen, der nicht an den Folgen einer

Dienstbeschädigung gestorben ist. Durch Art. I Nr. 4 des

Vierten Gesetzes zur Abänderung des Reichsversorgungsgesetzes

vom 8. Juli 1926 (BGBl. I S. 398), in Kraft getreten nach Art.ll

mit der Verkündung am 13. Juli 1926, sind in 5 39 die Worte

”innerhalb von zehn Jahren" gestrichen werden.

Nach @ 110 des Wehrmachtfürsorge— und versorgungsgesetzes
vom

26. August 1938 (BGBl. I S. 1077) (WFVG), das sich im allge—
meinen auf die nach dem 30. September 1938 aus der Wehrmacht

ausgeschiedenen Soldaten und auf die Hinterbliebenen der nach

dem 30. September 1938 gestorbenen ehemaligen Soldaten er—

streckt (@@197, 198) konnte der Witwe nach dem Tode ihres
zweiten Ehemannes ein widerruflicher Unterhaltsbeitrag nach dem

Ermessen der Verwaltungsbehörde gewährt werden._“

In @ 44 Satz 2 BVG in der ursprünglichen Fassung vom 20„Dezember

1950 (BGBl. I S. 791) ist erstmals ein Rechtsanspruch auf‘Wit—
wenbeihilfe nach dem Tode des zweiten Ehemannes eingeführt wor—

den. In der Regierungsvorlage (Bundestagsdrucksache Nr. 1333,

1.Wahlperiode 1949) entsprach @43 Satz 2 dem @44 Satz 2 des
Gesetzes mit dem Unterschied, daß dort, wie die Verweisung auf

5 47 des Entwurfs ergab, nur eine Kannleistung vorgesehen war.

In den Verhandlungen des 26. Ausschusses des Bundestags zu
5 45 des Entwurfs (Protokoll der 31„Sitzung am 27. September
1950) ist die Frage, ob der zweite Ehemann vor oder nach einem

bestimmten Stichtag gestorben sein müsse, damit die Witwenbei—

hilfe bewilligt werden kann, nicht erörtert worden. Durch das

Zweite Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Bundesversorgungs—

gesetzes vom 7. August 1953 (BGBl. I S. 862) sind die Sätze

2 und 3, die sich auf Satz 1 (Heiratsabiindung) beziehen, neu
eingefügt worden. Der bisherige Satz 2 hat hierbei inhaltlich

unverändert die Stellung als Satz 4 erhalten. Er lautet:”Stirbt

nach der Wiederverheiratung der Ehemann, so gelten die Vorsch■f

ten über die Witwenbeihilfe (@ 48) entsprechend". Die Witwen—
beihilfe nach @ 48 wird — im Gegensatz zum alten Recht (@ 40
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RVG)— als Pflichtléistung gewährt.

Alle Versorgungsgesetze sind von dem Grundsatz beherrscht, daß

die Witwenrente längstens bis zur Wiederverheirätung der Witwe

gewährt wird (vgl. 5 30 Abs. 1 MHG O7, @ 39 RVG, @@114, 115
WFVG, Art. 1 KBLG in Verb. mit 5 588 RVG, @ 20 KVG, @ 44 BVG

,
da im allgemeinen der zweite Ehemann ihr gegenüber unterhalts—

pflichtig ist und die Gesetzgebung davon ausgeht, daß dadurch
der Verlust des früheren Ernährers ausgeglichen ist. 5 44 Satz

4 BVG hat den Zweck, die Witwenverscrgung, die einer Frau bis

zu ihrer Wiederverheiratung zustand und auch weiterhin zuge—

standen haben würde, wenn sie sich nicht wiederverheiratet

hätte, nach dem Tode des zweiten Ehemannes dem Grunde nach,

wenn auch in verminderter Höhe, wieder aufleben zu lassen. Wenn

die Witwe bis zu ihrer Wiederverheiratung Anspruch auf Hinter—

bliebenenversorgung hatte und der Träger der Versorgunéslasten

infolge ihrer Wiederverheiratung von einer Versorgungspflicht

befreit wurde, so ist es folgerichtig und billig, daß die Ent—

‘lastung wieder aufhört, wenn der Grund der Befreiung später

wegfällt. Da das Bundesversorgungsgesetz der zum zweitenmal

%itwe gewordenen Frau einen Rechtsanspruch auf Beihilfe ein—

räumt, muß verlangt werden, daß sie auch zur Zeit ihrer Wieder—

verheiretung einen Anspruch auf Witwenrente hatte; denn die Ge„_

Währung einer Versorgung nach dem Tode des zweiten Ehemannes

ist nur deshalb eine Rechtspflicht des Staates, weil die Witwe

durch ihre Wiederverheiratung das Recht auf Versorgung wegen

des Todes ihres früheren Ernährers verloren hat. Auf die per—
sönlichen Verhältnisse des zweiten Ehemannes und auf die Ur—

sachen seines Todes kommt es nicht an. Der Versorgungsgrund

für die Gewährung einer Witwenbeihilfe ist also nicht der'Tod

des zweiten Ehemannes, sondern die Schädigung, an deren Folgen

der erste Ehemann gestorben ist.

Das Bundesversorgungsgesetz regelt die Versorgung aller Per—

sonen, die durch militärischen oder militärähnlichen Dienst

veine gesundheitliéhe Schädigung erlitten haben, und die Ver—

sorgung ihrer Hinterbliebenen. Hierbei kommt es anders als bei

früheren Versorgungsgesetzen (@ 92 Abs. 2 RVG a.F. : 5 lol Abs.2

RVG in der Fassung vom 1. April 1939, % l Altrentnergesetz,

_9._
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@@l, 2 Wehrmachtsversorgungsgesetz‚@@ 197 bis 200 WFVG), grund—
sätzlich nicht mehr auf den Zeitpunkt der Schädigung an. Das

BVG enthält in @ 1 keine Vorschrift, wonach der militärische

oder militärähnliche Dienst nach oder vor einem bestimmten

Termin beendet sein muß, damit das Gesetz Anwendung finden kann.

Auch die gesetzliche Erläuterung des Begriffs "militärischer

Dienst" in € 2 Abs. 1 BVG enthält keine Zeitbestimmung hin—

sichtlich des geleisteten Dienstes. Dieser Grundsatz wird da—

durch nicht berührt, daß durch gesetzliche Fristen (@@56, 57

Abs. 2, 58 Abs. 2, 59 Abs. 2, 62 Abs. 4, 86 Abs. 2 BVG) der
Geltendmachung von Ansprüchen aus Anlaß einer vor dem 1. Septem—

ber 19?9 beendeten Dienstleistung bestimmte Grenzen gezogen

sind. Deshalb müssen in den Kreis der nach 5 44 Satz 4 BVG ver—

sorgungsberechtigten Witwen grundsätzlich auch solche Witwen

einbesogen werden, deren erster Ehemann schon vor dem Inkraft—

treten des Bundesversorgungsgesetzes (1. Oktober 1950), z.B.

im ersten Weltkrieg, gefallen oder an einer Dienstbeschädigung

gestorben ist.

Für die Auslegung des materiellen Rechts gilt im allgemeinen

der Grundsatz, daß die Voraussetzungen, an welche das Gesetz

die Entstehung eines Anspruchs knüpft, während der zeitlichen

Geltungsdeuer des Gesetzes verwirklicht sein müssen (vgl.

Enneccerus—Nipperdey, Allgemeiner Teil des bürgerlichen Rechts,

14. Auflage, @ 62 S. 222 ff; Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen

Zivilprozeßrechts, 5. Auflage, 5 6 S. 25; Art. 60 EG zur EVO).

Nach dem eindeutigen, aus den @@l, 84, 85 BVG erkennbaren
Zweck der neuen bundeseinheitlichen Kriegsepferversorgung

können jedoch die "Schädigung"-im Sinne des Bundesversorguhgsé

gesetzes und ihre Folgen, Gesundheitsstörung oder Tod des Be—

schädigten, schon vor dem Inkrafttreten des Gesetzes eingetreten

sein. Diese Ausnahme war notwendig, weil das Bundesversorgungs—

gesetz die älteren Versorgungsgesetze aufhebt (@ 84), also nicht

etwa die Versorgung nach früherem Recht fortführt, sondern neue

Tatbestände aufstellt (@@l bis S),welche die alleinige Grund-
lage für die Versorgung vom Inkrafttreten des Gesetzes an sind.

Deshalb ist ein Anspruch auf Hinterbliebenenrente nach % 38

Abs. 1 Satz 1.BVG grundsätzlich auch dann begründet, wenn der

Besohädigte vor dem Inkrafttreten des Gesetzes (1. Oktober 1950)
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gestorben ist. Dasselbe gilt nach richtiger Auffassung (Bayer.

LV Amt v0m 23.10.1951, Amtsblatt des Bayer. Staatsministeriums

für Arbeit und soziale Fürsorge 1952, Teil B S. 82 : Breith.

1952 €. 709, im Gegensatz zur grundsätzlichen Entscheidung des

Bayer. L8Ger. Nr. 101, Amtsblatt des Bayer. Staatsministeriums

für Arbeit und soziale Fürsorge 1953, Teil B S. 169 : Breith.

1954 S. 88 und RVGer. Bd. 7 S. 225 zu 5 36 Abs. 1 Satz 2 RVG)

beim Tode des Beschädigten an einem anerkannten Versorgungs—

leiden (%38 its. 1 Satz 2 BVG)undfür denAnspruchauf
.Witwenbeihilfe beim Tode des Enpfängere der Rente eines Er—

werbsunfähigen oder einer Pflegezulage (@ 48 Abs. 1 BVG). Auch
‚für den Anspruch der rentenberechtigten Witwe auf Heiratsabfin—

dung (% 44 Satz 1 BVG) kommt es nicht darauf an, wenn ihr Ehe—

mann gestorben ist.

Zum Unterschied von dem eigentlichen Versorgungsgrund (Gesund—

heitsstörung oder Tod infolge einer Schädigung) müssen äagegon
andere Ereignisse, die einen Anspruch auf eine Versorgungs—

1eistung nach dem Bundesversorgungsgesetz auslösen, im allge—

-meinen unter der zeitlichen Herrschaft dieses Gesetzes einge—

treten sein, z.B. die Wiederverheiratung der rentenberechtigton

Witwe als Voraussetzung für den Anspruch auf Heiratsabfindung

nach 5 44 Satz 1 BVG. Hat sich die bitwe vor dem 1. Oktober
1950 wiederverheiratet, so kann sie eine Abfindung nur nach den

damals geltenden versorgungsrechtlicnen Vorschriften erhalten

(vgl.—RVGer. Bd. 2 5. 274 zu 5 39 Abs. 1 RVG; Urteil des B$Ger.

vom24.8.55 —9 RV184/55 '
Ebenso verhält es sich mit dem Tode des zweiten

Ehemannés
als

Anspruchsvoraussetzung für die Witwenbeihilfe nach @44 Satz 4
BVG. Ist der zweite Ehemann vor dem 1. Oktober 1950 gestorben,

so konnte die Witwe eine Witwenbeihilfe nur nach früheren Ver—
sorgungsrecht erhalten. Einen Rechtsanspruch auf die Beihilfe

gab es vorher nicht. Erst das BVG hat einen neuen Anspruch auf

Witwenbeihilfe geschaffen. Daher steht ein solcher Rechtsan—

spruch nur denjenigen Witwen zu, deren zweiter Ehemann frühe—

stens am 1. Oktober 1950 gestorben ist. Hätte der Gesetzgeber

etwas anderes beabsichtigt, so hätte er ausdrücklich vorschrei—

ben müssen, daß satz 4 auch dann gilt, wenn der Ehemann, mit
dem sich die Witwe wiederverheiratet hatte, vor dem l° Oktober
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1950 gestorben ist. Da dies nicht geschehen ist, hat eine Witwe,

die sich wiederverheiratet hat, die damals Anspruch auf Witwen—

rente nach versorgungsrechtlichen Vorschriften hatte und die

dann wieder Witwe geworden ist, nach dem Tode ihres zweiten Ehe—

mannes keinen Anspruch auf Witwenbeihilfe nach 5 44 Satz 4 BVG,

wenn dieser Ehemann schon vor dem Inkrafttreten des Gesetzes

(1, Oktober 1950) gestorben ist°

Das hier aus dem Zusammenhang der Einzelvorschriften des Bun—

desversorgungsgesetzes gefundene Auslegungsergebnis steht nicht

im Widerspruch zu der Absicht des Gesetzgebers, soweit sie aus

den Materialien erkennbar ist. Hierbei ist zu berücksichtigen,
daß die für % 44 im Entwurf vorgesehene Kann-Vorschrift durch

die Beschlußfassung des 26. Ausschusses des'Bundcstages zu
% 48 des Gesetzes (% 47 des Entwurfs) in eine Muß—Vorschrift

umgewandelt werden ist, ohne daß die Rückvirkung jenes Be—

schlusses auf @ 44 erörtert wurde. Dies erklär sich daraus,

daß in 5 44 hinsichtlich der Art und Höhe der Beihilfe auf

€ 48 verwiesen wird und daß die bereits abgeschlossenen Ver—

handlungen zu % 44 bei der Beratung des % 48 nicht mehr aufge—

nommen wurden.Die Erörterungen über € 48 bezogen sich nur auf

die Anspruchsvorauesetzungen für Witwenbeihilfe beim Tode eines

Empfängers der Rente eines Erwerbsunfähigen oder einer Pflege—'

zulage und auf die Normierung der Rechtsfolgen dieses Tatbe—

standes°

Die Regelung, daß die neue Vorschrift des @ 44 BVG nicht auch

die Fälle umfaßt, in denen der zweite Ehemann vor dem Inkraft—

treten des Bundesversorgungsgesetzes gestorben ist, und daß

den auf älteren Vorschriften beruhenden Kann—Leistungen durch

@ 84 BVG die Rechtsgrundlage entzogen wurde, ist unbefriedigcnd.

Allerdings ist in Nr. 4 der Verwaltungsvorschriften zu % 48

vorgesehen, daß Witwen, die sich vor dem Inkrafttreten des Ge—

setzes wiederverheiratet haben und deren Ehe durch den Tod des

zweiten Ehemannes innerhalb von zehn Jahren gelöst werden ist,

im Falle des Bedürfnisses eine Beihilfe im Wege des Härteeus—

gleiche (@ 89) erhalten können. Dadurch wird der Kreis der—
jenigen Uitwen, die einmal rentenberechtigt waren, in mehrere

Gruppen aufgeteilt° die nach dem Tode des zweiten Ehemannes

-12 ;
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rechtlich verschieden behandelt werden. Diese Ungleichheit zu

beseitigen, ist eine Aufgabe der Gesetzgebung, nicht der Recht—

sprechung.

Nach der Auffassung des Senats kommt es nicht entscheidend

darauf an, daß, worauf die Revision Gewicht legt, das Zeitwort

"sterben" im ersten Halbsatz des 5 44 Satz 4 BVG in der Gegen—

aartsform steht. Mag auch diese eprachliche Fassung allein den
Revisionsangriff nicht rechtfertigen, so nuß dennoch gegenüber

der Begründung des angefochtenen Urteils betont werden, daß es
sprachlich richtig war, eine Bedingung, die unter der zeitlichen

Herrschaft des Gesetzes eintreten muß, in die Gegenwartsform

vzu setzen, die auch die Zukunft einschließt. So ist es auch in
% 36 Abs. 5 und 6, 5 37 Abs. 1 geschehen ("Stirbt ein Beschä—

digter — Rentenempfänger ...") im Gegensatz zu @ l Ab°. 5, © 38

Abs. 1 Satz l, @ 48 Abs. 1, € 49 Abs. 1 BVG ("Ist der (ein)

Beschädigte(r)
...

gestorben"). Die Gegenwartsform im u■tZ 2
des % 38 Abs. 1 ("wenn ein Beechädigter ...

stirbt") durch—

bricht nicht die sprachliche Systematik des Gesetzes, obwohl

diese Vorschrift, wie oben ausgeführt, auch für Tod sfälle

vor dem 1. Oktober 1950 gilt. Denn es handelt sich hier um die

Anordnung einer-gesetzlichen Vermutung, die aufs engste zu dem

vorausgehenden Satz 1 gehört und die auf die Ursächlichkeit des
Gestorbenseins,

von dem dort die Rede ist, sich bezieht.

Obwohl aus dem Zeitpunkt des Todes des zweiten Ehemannes folgt,

daß das Urteil des LSGer. auf einer unrichtigen Anwendung des

© 44 BVGberuht und die Revision allein schon deehalb begründet
ist, soll nicht unerwähnt bleiben, daß im übrigen der Auslegung

des 9 44 durch den Revisionsklä*er nicht zuzuetimmen ist. Der

3enat kann der Revisionsbegründung darin nicht folgen, daß
9 44 Satz 4 BVG auch nur dann anwendbar sei, wenn die Witwe

nach dem Inkrafttreten des BVG wieder geheiratet und eine Hei—

ratsabfindung nach Satz 1 erhalten habe. Im data 4 bezeichnet

die "Wiederverheiratung" — anders als im Satz 1 — nicht ein an—
spruchbegründendes Ereignis, sondern einen Zustand in der Per—

son der zum zweitenmal Witwe gewordenen Frau und die Eigenschafi

des "Ehemannes" als zweiten Ehemannes. Fiele nur die tiederver—

heiratung — nicht auch der Tod des Ehemannes — in die Zeit vor
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dem 1. Oktober l950, so wäre dies kein Hindernis dafür, daß ein.

Anspruch nach Satz 4 entstehen konnte (and.Ans. Schönlciter,

Kommentar zum BVG, Erläuterung 2 zu 5 44 und Thennheiser—Wendc—

Zech, Handbuch des BVersorgRechts, 3rläuterungen zu 5 44 BVG,

13. Erg.Lief.). Diese Rechtsauffassung steht im Einklang mit ;
der Verwaltungsübung der älteren Zeit, nachdem durch die 1. No— %

vellc zum Reichsversorgungsgesetz (s.oben) die Witwenbeihilfe
als Versorgung nach dem Tode des Zweiten Ehemannes zum ersten

Male in das Versorgungsrecht eingeführt werden war. Die ergän—

zenden Vollzugsvorschriften zu diesem, em 1. Januar 1923 in

Kraft getretenen Anderungsgcsetz (RVB1. 192} S. 452 Nr. 986)
haben zu 5 39 RVG n.F. ausdrücklich bestimmt, daß die Witwenbei—

hilfe auch dann gewährt werden kann, wenn die Wiederverheirat g

vor dem 1. Januar 1923 stattgefunden hat. Der Zeitpunkt der

wiederverheiratung hat für den Anspruch auf Witwenbeihilfe nur

mittelbar Bedeutung, nämlich insofern, als die Frage, ob die

Witwe in diesem Zeitpunkt einen Anspruch auf Witwenrcnte nach

versorgungsrechtlichen Vorschriften hatte, nach dem damaligen

Recht zu beurteilen ist. Der Anspruch auf Witwenbeihilfe setzt

nicht voraus, daß die Witwe eine Heiratsebfindung erhalten het.

Weder gibt der Wortlaut des Gesetzes einen Hinweis für ein

solches Erfordernis, noch ist ein einleuchtender Grund ersicht—

lich, aus dem die Versorgung der Witwe für die Zukunft davon

abhängig sein soll, daß sie von einem früheren Recht, für einen

Anspruch auf Witwenrente mit einer einmaligen Zahlung sich ab—

finden zu lassen, }ebrauch gemacht hat.

Im übrigen könnte das angefochtene Urteil selbst dann nicht auf—

recht erhalten werden, wenn der Anspruch auf Witwcnbeihilfc dem

Grunde nach gerechtfertigt wäre. Denn er bestünde nicht in der

Höhe, in der er der Klägerin vom Sozialgericht zugesprochen wurde

Der zweite Halbsgtz von Satz 4 in @ 44 BVG schreibt die entspre—

chende Anwendbarkeit der Vorschriften über die ■itwenbeihilfe

(@ 48) ver. Die unmittelbare Anwendbarkeit bezieht sich nur auf

diejenigen Rechtsfolgen, welche eintreten, wenn die im ersten

Halbsatz normierten Tatbestandsmerkmele erfüllt sind. Die Revi—

sion folgert daher zu Unrecht aus Satz 4, der erste Ehemann der
Witwe müßte Empfänger der Rente eines Erwerbsunfähigen oder

einer Pflegczulege gewesen sein. In den Fällen des @ 44 Satz 4
und des 5 48 Abs. 1 sind zwar die Anspruchsvoreussetzungen je—

weils verschieden, die Rechtsfolgen aber annähernd gleich. Hin—

- 14
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sichtlich der Person des ersten Ehemannee ist es allerdinge er—
forderlich, daß sein Tod die Folge einer Schädigung gew=een ist,.

nicht aber, daß er zu Lebzeiten Empfänger der Rente eines Er—

werbsunfähigen oder einer Pflegezulage wer.

Da nach dem zweiten Halbsetz des Satzes 4 in 5 44 hinsichtlich

der %echtefclcen, &. h. der Bemeseung der Versorgungs 3.eistunéen‚

die V0‘schriften über die Witwenbeihilfa (% 48) lentsprechend

gelten, t*lezf die Witw@nbeihilfe zwei Drittel de Rente (@@40,
41) nicht ubersteigen. Für eine Erhöhung der #1tvenbcihilie auf

een vollen Betrag der Rente wie beim Tod ei nes Pfl„„eaulereem—

pfängers näch @ 48 Abs. 1 ist im Falle des @ 44 Satz 4 überhaupt

kein Raum, da es auf die persönlichen Verhältnisse des zweiten

Ehemannee.und die Ursache seines Todes nicht ankommt°

Die weitere Rüge der Revision, das L3Ger. habe seine Sachaufklä—

rungspflicht (@ 103 SGG) verletzt, brauchte nicht melrr geprüft

zu werden. Die Feststellung der Vorinstanzen, daß die Klägerin

in erster Ehe mit verheiratet war und daß dieser im

Jahre 1914 als Soldat gefallen ist, rechtfertigt nicht den mit

der Klage geltend gemachten Anspruch° ; ,
‘« ;‚»‚_‚

\
' Da äas angefochtene Urteil des LSGer. und das Urteil des 8Ger.,

soWeit es der Klage stattgab, auf einer unrichtigen Anwendung

des % 44 Satz 4 BVG beruhen, waren sie insoweit auiz uheben und

die Klage abzuweisen° ‘ ‚ ' ;

Die Entscheidung im Kostenpunkt beruht aui 9 1°13 5GG.
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